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PRESSEMITTEILUNG 
 

Lorch, den 02. Juli  2015 

 

Private Güterwagenhalter versprechen Umrüstung aller 
Waggons bis 2020 
SPD Lorch begrüßt  Zusage gegenüber der Parlamentsgruppe Bahnlärm 
 
Bei einem Treffen der privaten Güterwagenhalter und der „Parlamentsgruppe Bahnlärm“ des 
Bundestages sagten die privaten Güterwagenhalter kürzlich der Gruppe verbindlich zu, dass 
bis 2020 alle der ca. 70.000 Waggons, die von privaten Betreibern betrieben werden, 
umgerüstet werden.  
 
In der „Parlamentsgruppe Bahnlärm“ engagieren sich Parlamentarier unabhängig von der 
Parteizugehörigkeit  für weniger Bahnlärm. Der SPD Bundestagsabgeordnete des Rheingau- 
Taunus-Kreises Martin Rabanus gehört dieser Gruppe ebenfalls an. Der Abgeordnete hält 
diese Vereinbarung für begrüßenswert, „diese Waggons stehen für die Hälfte der 
Laufleistung im Transport des deutschen Güterverkehrs auf der Bahn“. Daher müsse die 
Umsetzung dieser Vereinbarung auch mit allem Nachdruck verfolgt werden, so Rabanus 
weiter. 
 
„Lorch ist in besonderem Maße von Bahnlärm betroffen“ kommentiert die Ressortleiterin 
„Verkehr und Bahn“ Birgit Rutmann. „Wir begrüßen daher ebenfalls nicht nur die Bildung der 
Parlamentsgruppe, die sich dieses bundesweiten Problems annimmt, sondern auch diesen 
konkreten Erfolg“.  „Wir freuen uns, dass die Gruppe auch beim Thema ausländische 
Wagenhalter weiter dran bleibt und hier nicht bereit ist Kompromisse einzugehen. Die 
Forderung, dass 2020 Schluss ist mit lauten Zügen und die Menschen entlang den 
Bahnlinien vor Bahnlärm besser geschützt werden, ist  Teil des Koalitionsvertrages und 
unserer Ansicht nach nicht verhandelbar.“ 


